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Entwurf eines Bundesgesetzes, mi t dem das 
Dienstrecht der Hochschullehrer im Beamten­
Dienstrechtsgesetz 1979 geregelt wird; Einleitung 
des Begutachtungsverfahrens 
BKA GZ 920.5 3 1/8-1 I/A/6/86 vom 19.6. 1986 

In der Anlage werden 25 Ausfertigungen der Stellungnahme 
der Österreichischen Rektorenkonferenz zu dem im Betreff 
angeführten Gesetzesentwurf übermittelt. Das BKA ist 
von der Stellungnahme in Kenntnis gesetzt worden. 

Hochachtungsvoll 

�,��uu� 
/ 

Rektor Univ.Prof.Dr.Christ ian BRÜNNER 
(2. Stellvertreter des Vorsitzenden 

der Rektorenkonferenz ) 
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A-IOIO WIEN .' ___ ... ' SCHOTTENGASSE I 

TELEPHON 6306:&2'0 

Stellungnahme der 
Österreichischen Rektorenkon ferenz 

gemäß § 107 Abs. 3 UOG 

zum 

Entwur f eines Bund esgesetzes, mit dem 

d as Dienstrecht d er Hochschul lehrer 

Im Beamten- Dienstrechtsgesetz 1979 geregelt wird 

(BKA GZ 920. 5 31/8 -1 I/A/6/86 vom 19. 6. 1986 ) 

Beschluß der UOG - Kommission 
der Österreichischen Rektorenkonferenz 

v om 3. J u I i 1 98 6 
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Die Österreichische Rektorenkonferenz gibt zum En t wu rf 

eines Bundesgesetzes, mit dem das Dienstrecht der Hoch -

schu I lehrer im Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 geregelt 

wi rd, nachfol gende St e I I ungnahme ab. Die Stellungnahme 

best eht aus drei Tei I en, näml ich 

I. aus grundsätzlichen Erwägungen zum vorgelegten Ent­

wurf, 

I I. aus Bemerkungen zu einzelnen Paragraphen des Entwurfes 

und 

I I I. aus Vorschlägen der Österreichischen Rektorenkonferenz 

für eine Neugestal tung des Hochschullehrer -Dienst -

rechtes. 

I .  GRUNDSÄTZLI CHE ERWÄG UNGEN ZUM ENTWURF 

1. Keine Einbeziehung der Österreichischen Rektorenkon­

ferenz in die Dienstrechtsverhandlungen 

Die bisherigen Dienstrechtsverhandlungen erfolgten ohne 

Einbeziehung der Österreichischen Rektorenkonferenz. Von 

manchen Vorschlägen erhiel t die Österreichische Rek -

torenkonferenz erstmals durch den Entwurf des Bundes­

kanzleramtes vom 19. 6. 1986 Kenntnis. Es ist in höchstem 

Maße befremdl ich, daß eine für die Aufgabenerfüllung der 

Universitäten und künstlerischen Hochschulen so rele­

vante Rechtsmaterie - diese hat direkte Auswirkungen 

z. B. auf die Autonomie und die Personalrekrutierung 

unter Ausschal tung der Österreichischen Rektorenkon­

ferenz und ohne Berücksichtigung der von der Öster­

reichischen Rektorenkonferenz vorgelegten Vorschläge für 

eine Neugestal tung des Hochschu I I ehrer-Di enst recht es 

konzipiert und beraten wird. 
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2. I nakzeptable Begutachtungs frist 

Die Ö s t e r re ich i s c he R e k tor e n k 0 n f e ren z wu r d e dur c h das 

Schreiben des BKA, mit dem der Entwurf vom 19.6. 1986 

übermittelt worden war, erstmals offiziell in das 

Begutachtungsverfahren eingeschaltet. Angesichts dieses 

Sachverhal tes 

lesungsfreie 

( 10. 10. 1986) 

ist die 

Ze i t 

kurze größtentei Is in die vor -

fallende Begutachtungsfrist 

inakzeptabel. Es 

re ich ischen Rektorenkonferenz 

ist 

noch 

weder der Öster-

den Organen der 

Universitäten und künstlerischen Hochschulen mögl ich, in 

dieser Zeit in detaillierter, begründeter Weise zu den 

einzelnen Bestimmungen des Entwurfes Stellung zu nehmen 

und in ebenso detai I I  ierter und begründet er Weise 

alternative Vorschläge zu erstatten. 

Darüber hinaus wird festgestellt, daß der Entwurf des 

BKA weder der Österreichischen Rektorenkonferenz in 

ausrei chender Anzah I zur Verfügung gestellt noch den 

einzelnen Rektoren übermittelt wurde; dies hatte zur 

Fol ge, daß wei tere wer t vo I I e Ze i t durch internes 

Vervi el fäl t igungs- und Vertei lungsverfahren konsumi ert 

wu rde. 

3. Ab lehnung des Entwur fes des BKA 

Die Österreichische Rektorenkonferenz lehnt den Entwurf 

des BKA vom 19.6. 1986 insofern ab, als er die den 

Universitäten und künstlerischen Hochschulen über­

tragenen Aufgaben und die für eine optimale Aufgabener-

füllung erforderl i chen Vorausset zungen über weite 

St recken ignori ert. 
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Die Ablehnung wird wie folgt begründet 

3. 1. Kein eigenes Diens t rech t für die b ediens t e t en 

Angehörigen der Universi t ä t en und küns t lerischen 

Hochschu I en 

Die Österreichische Rektorenkonferenz fordert nach 

wi e vor ein eigenes Dienstrecht für die be-

dien s t et en Angehör i gen der Universitäten und 

künstlerischen Hochschulen. Diese Angehörigen sind 

nicht nur Lehrer, sondern auch Forscher und 

Künst I er. Si e haben Aufgaben zu erfüll en, di e mi t 

den im Beamt en- D  i enst rech t sgeset z gerege I t en Ver­

waltungszweigen nicht vergl ichen werden können. Die 

vom Bundeskanzleramts -Entwurf v 0 rg en orrmen e In t e -

grat ion ins Beamten - Dienstrechtsgesetz führt auf 

dienstrechtl ichem Geb i et zu einer aufgaben-

inadäquaten, sach I ich nicht gerechtfert igten 

Gleichschal tung. 

Die besondere Aufgabenstel lung der Universi täten 

und künstlerischen Hochschulen einschi ieß I ich deren 

verfassungsrecht li cher Fundi erung in Art 17 und 

17a StGG 9 eb i e te t es, ein eigenes Dienst -

rechtsgesetz für Forscher, Künstler und Lehrer an 

Universi täten und künst lerischen Hochschu I en zu 

schaffen. Dies ist in der gleichen Weise gerecht-

fertigt wi e das eigene Dienstrecht 

( Richter-Dienstrechtsgesetz ) 

dienstrechtsähnl iche Gesetz 

und 

für 

für R ich t er 

das ei gene, 

Organwa I t er 

oberst er Organe ( z. B. Bezügegesetz ) ,  denn auch 

Richter oder Bundesminister und Landeshauptleute 

haben eine besondere Aufgabensteilung einschi ieß ­

I ich deren verfassungsrechtl icher Fundierung. 
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Der Entwurf ist ni cht nur meri tori sch inakzeptabel, 

sondern auch legistisch unzureichend. 

Insbesondere die gerade für Ni ch t -J u r ist en schwer 

nachzuvollziehenden Verweisungen stärken die Forderung 

nach einem eigenen Hochschullehrer - Dienstrecht. 

3. 2. Autonomiefeindl ichkeit 

Das Hochschu I I ehrer - Di enst recht ist so auszugesta I t en, 

daß die Entscheidungsautonomie der Universitäten und 

künst I eri schen Hochschul en in Personalangel egenhei ten 

au sg ebau t wi rd und die aufsichtsbehördl ichen Ent -

scheidungen des Bundesministeriums für Wissenschaft 

und Forschung der Begründungspfl icht in Hinbl ick auf 

die Sicherung der bestmöglichen Aufgabenerfüllung und 

der Rechtmäßigkeit unterworfen werden. 

Signifikantes Beispiel für eine autonomiefeindliche 

Regelung ist das Verf ah ren zur Feststellung der 

Qua I i f i ka t i on ei nes Assistenten ( § 178 Ab s. 2 in 

Verbindung mi Anlage Z 2 1. 4) , bei dem die 

"Autonomie" der zuständigen Kollegialorgane auf die 

Abgabe einer Stellungnahme reduziert wird. 

3. 3. Mangelhafte Beachtung des Zusammenhanges zwischen den 

Aufgaben der Universitäten und künstlerischen Hoch­

schulen einerseits und dem Dienstrecht andererseits 

Die Österreichische Rektorenkonferenz lehnt ins -

besondere d i ej en i gen Tei I e des En t wu rf es zu einem 

Hochschullehrer - Dienstrecht, welche den Assistenten 
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gel ten, ab, wei sie nicht auf die unterschied-

lichen Aufgaben der Universitäts- bzw. Hochschul­

einrichtungen, die damit im Zusammenhang stehenden 

un t ersch i ed I i ehen Aufgaben der Inhaber ver -

schiedener Planstellen- Kategorien sowie d ie daraus 

resul tierenden unterschiedl ichen Qual i f ikat i ons-

erfordernisse und Laufbahnen Bedacht nehmen. Ferner 

fehlt im Entwurf eine hinreichende Berücksichtigung 

des heute so dringenden Austausches zwi sehen 

Wissenschaft und Praxis, d. h. der Förderung des 

Einstiegs aus der Praxis in die Universität bzw. 

künstlerische Hochschule und des Übergangs von der 

Universität bzw. künstlerischen Hochschule in die 

Praxis. Schließlich erlauben jene Teile des Ent-

wurfes, die die Assistenten betreffen, keine von 

der Person unabhängige Personalstrukturplanung der 

einzelnen Universitäts- bzw. Hochschuleinrichtung; 

eine solche Planung ist jedoch unabdingbare Voraus­

setzung für die Sicherung der optimalen Aufgabener­

fü I I ung. 

3.4. Keine In t egra t i on all er Plans t el I en-Ka t egori en in 

die Diens t rech t sreform 

In einem Hochschullehrer -Dienstrecht müssen alle 

Planstellen-Kategorien des wissenschaftlichen und 

künstlerischen Dienstes geregelt werden, soll die 

Dienstrechtsreform nicht Stückwerk sein. Bis dato 

sind keine Vorschläge betreffend das Dienstrecht 

der Bundeslehrer an 

I eri sehen Hochschu I en, 

Universitäten 

der Beamt en 

und künst -

des höheren 

Dienstes in wissenschaftlicher Verwendung und der 

in einem vertraglichen Dienstverhältnis stehenden 

Hochschul lehrer eingetroffen. 
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3. 5. Nich t berücksich t igung 

hei t en 

Eine Berücksicht igung 

he i t en sol te nicht 

in t erna t ionaler Gepf I ogen-

in t erna ti ona I er Gepf logen -

nur be i der Schaffung des 

Amt s t i tel s "Assi stenz-Professor" (siehe Er -

läuterungen zu § 185 des Entwurfes ) gegeben sein, 

sondern das gesamt e Hochschu I I ehrer -Di enst recht 

sollte internationalen Gepflogenheiten entsprechend 

gestal tet sein. 

3. 6. Nich t b erücksich t igung der Vorschläge der Ös t er-

reichischen Rek t orenkonferenz für eine Neuge-

s t al t ung des Hochschul lehrer-Diens t rech t es 

Der Entwurf des BKA vom 19.6. 1986 berücksichtigt 

die Vorschläge für eine Neugestaltung des Hoch­

schullehrer -Dienstrechtes, beschlossen vom Plenum 

der Österreichsichen Rektorenkonferenz anläß I ich 

der Plenarsitzung am 18. / 19. 3. 1986 in Graz, nicht. 

Die Vorschläge sind Bestandtei I dieser Stellung -

nahme (siehe Tei 111. der Stellungnahme) . 

Die Österreichische Rektorenkonferenz hat ihre Vor -

schläge an folgenden Grundsä t zen orient iert: 

- Orientierung an den Aufgaben der Universitäts­
bzw. Hochschuleinrichtung in Forschung, Er­
sch li eßung der Künst e, Lehre, Wi ssenschaf t s - und 
Kunstmanagement und Verwaltung und den sich 
daraus ergebenden Erfordernissen; 

- den unt ersch i ed lichen Erf ordern i ssen Rechnung 
tragende, differenzierte Ausbi Idung und Förderung 
des wissenschaftlichen und künstlerischen Nach­
wuchses; 
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- Leistungsanreiz und Qualifikationssteigerung; 

- eine auf 
Aufgaben 
richtung 

die erbrachte Qualifikation und auf die 
der Universi täts- bzw. Hochschulein­

abgest el I te Verwendung; 

- eine an den Aufgaben orient ierte Planung der 
Personalstruktur im autonomen Bereich der ein­
zelnen Universi täts- bzw. Hochschuleinrichtung. 

Festgehal ten werden muß, daß diese Grundsätze auch 

für die Übergangsbestimmungen zu gelten haben. Die 

im Entwurf des BKA vom 19. 6. 1986 en t ha I t en en 

Überleitungsbestimmungen 

Grundsätze frei I ich nicht 

berücksi cht i gen diese 

11. BEMERKUNGEN ZU EI NZELNEN PARAGRAPHEN DES ENTWURFES 

1. Zum 6. Abschni t t des Besonderen Tei I es des Beam-

t en-Diens t rech t sgese t zes 

In einem Hochschullehrer-Dienstrecht müssen alle 

Planstellen -Kategorien des wissenschaftlichen und 

künstlerischen Dienstes geregelt werden, soll die 

Dienstrechtsreform nicht Stückwerk sein. Unabhängig 

davon, wer nach den Organisationsvorschriften vom 

Begriff Hochschullehrer erfaßt ist, muß ein Hoch­

schullehrer-Dienstrecht auch Regelungen betreffend 

die Bundeslehrer an 

r ischen Hochschulen, 

Universitäten und künstle-

die Beamt en des höheren 

Dienstes in wissenschaftlicher Verwendung an Uni­

versitäten und künstlerischen Hochschulen und die 

einem vertragi ichen Di enstverhäl tni s st ehenden 

Hochschul lehrer beinhalten. 
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2. Zu § 160 (Freistel lung von Dienstpfl ichten) 

Die Bestimmungen betreffend Dienstfreisteilung zu den in 

§ 160 genannten Zwecken sind sehr zu begrüßen. Frei I ich 

muß festgehal ten werden, daß di e Forderung der Öster-

reichischen Rektorenkonferenz nach einem gesetzl ich 

eingeräumt en Forschungssemest er nach wi e vor unerfü I I t 

ist. 

3. Zu § 16 3 (Emeritierung) 

Di e Herabset zung des 

Lebensjahr ent spri cht 

Emerit ierungsalters auf 

den Vorschlägen der 

re ich ischen Rektorenkonferenz. Im Hinblick 

da s 68. 

Öster-

au f die 

Notwendigkeit einer Erhöhung der Erneuerungsquote bei 

den ordent I ichen Professoren sol ten jedoch Anreize für 

eine Emeri t ierung mit dem 65. Lebensjahr vorgesehen 

werden. 

4. Zu den § §  170 f f • (Außerordentl iche Universitäts-

professoren) 

Unter der Voraussetzung der Einhaltung des im 

§ 3 1  Ab s. und 2 UOG normi ert en Ernennungsmodus (Zu-

weisung von Planstellen für außerordentliche Universi-

tätsprofessoren 

sch re i bung und 

an die Universitätseinrichtungen; Aus­

berufungsähn li ches Ernennungsverfahren ) 

tritt die Österreichische Rektorenkonferenz dafür ein, 

das Dienstrecht der ordentlichen und außerordentlichen 

Universitätsprofessoren, mit Ausnahme des Instituts der 

1/SN-260/ME XVI. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)10 von 35

www.parlament.gv.at



- 9 -

Emerit ierung und der aufgrund der organisatorischen 

St e I I ung sich ergebenden Besonderhe i t en, gl eich zu 

gestalten. Der Entwurf des BKA trägt diesem Postulat 

ni ch t hin re ichend Rechnung. Im Sinne der Stärkung des 

transnationalen Personalverkehrs muß die österreichische 

Staatsbürgerschaft als Ernennungserfordernis zum außer­

ordentl ichen Universitätsprofessor gestrichen werden. 

5. Zum Unterabschnitt D (Assistenten) 

Die Bestimmungen des Entwurfes betreffend Assistenten 

di e unterschi edl i chen 

Hochschuleinrichtung, 

nehmen nicht hinreichend auf 

Aufgaben der Universi täts- bzw. 

die damit in 

Aufgaben der 

Zu sammenhang steh end en 

Inhaber verschiedener 

unterschiedl ichen 

Planstellen-Kate-

gorien sowie die daraus result ierenden unterschiedl ichen 

Qual ifikationserfordernisse und Laufbahnen Bedacht. 

Di ese erlauben auch keine von der Person unabhängige 

Personalstrukturplanung der einzelnen Einrichtung; eine 

solche Planung ist jedoch unabdingbare Voraussetzung für 

die Sicherung der optimalen Aufgabenerfüllung. 

6. Zu § 178 Abs. 1 (Einrechnung von Dienstzeiten) 

In die Ze i t 

werden unter 

set zungen nur 

hältnis als 

hindert den 

Wi ssenschaf t 

Ein s t i eg s au s 

des 

den in 

Ze i t en 

provisorischen 

§ 178 Ab s . 

im zeitlich 

Dienstverhältnisses 

genannten Voraus­

beg ren z t en 0 i en s t ver-

Ass ist e n t ein ger e c h n e t. 0 i e s e B e s t i mmu n g 

heute so dringenden Austausch zwischen 

und Praxis, d. h. die Förderung des 

der Praxis in eine akademische Laufbahn. 
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In die Zeit des provisorischen 

sol ten daher auch Praxiszeiten 

Di enstverhäl tni sses 

einrechenbar sein. 

Analoges gi I t für die Anrechnungsbest immung der Anlage 1 

Z 2 1.2. 

7. Zu § 178 Abs. 2 in Verbindung mi t Anlage 1, Z 21. 4 

(Bescheidmäßige Feststel lung der Qual ifikation) 

Entgegen der Auffassung in den Erläuternden Bemerkungen 

zu Anlage 1, Z 2 1. 4  und Z 2 1.5 ( Seite 24 des Entwurfes ) , 

daß die bisherige Habilitationspraxis zu sehr unter­

schiedlichen qualitativen fv1.aßstäben geführt habe, muß 

festgehal ten werden, daß die in den §§ 35 ff. UOG 

enthaltenen detaillierten Bestimmungen über das Habili-

tationsverfahren und dami bet reffend den qual i tat iven 

fv'laßstab einer Habilitation einen gesamtösterreichisch 

relativ einheitlichen Qualitätsstandard sicherstellen. 

Demgegenüber wird die Blankoermächtigung des Entwurfes, 

einen Feststellungsbescheid über die Qualifikation 

auszustellen, zu 

heitl ichen Praxis 

ei ner 

der 

gesamtösterreichisch une in-

Erhebung und Beg ründung der 

Qual ifikationserfordernisse führen und damit den relativ 

einheitlichen Standard der Qualifikation gefährden. Die 

Blankoermächtigung ist überdies verfassungsrechtlich 

bedenklich, dies in Hinblick auf Art 18 B-VG und Art. 

17 des Staatsgrundgesetzes über die allgemeinen Rechte 

der Staatsbürger. Die Autonomie der Universitäten und 

künstlerischen Hochschulen und das für eine optimale 

Aufgabenerfüllung unerläß I i che Recht bei der Personal-

rekrutierung wesentlich mitzuentscheiden, werden durch 

diese Bestimmungen in höchstem Maße gefährdet. 
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8. Zu § 178 in Verbindung mi t Anlage 1, Z 21. 4 (De-

finitivstel lungserfordernisse für Assistenten) 

Wenn man im Rahmen des BKA -Entwurfes betreffend das 

Assistenten- Dienstrecht verb lei b t und nicht das den 

Vorschlägen der Österreichischen Rektorenkonferenz (vgl. 

den 111. Teil der Stellungnahme ) zugrundeliegende 

Dienstrechtsmodel übern i mmt dieses enthäl t ver-

schiedene Varianten der Definitivstel lung von Assisten­

ten häl t die Österreichische Rektorenkonferenz an 

ihrer Forderung fest, daß die Habilitation Voraussetzung 

für die Definitivstel lung sein muß. 

9. Zu § 186 (Sonstige Rechte der Assistenten) 

Auch diese Bestimmungen berücksichtigen nicht den so 

dri ngenden Austausch zwi schen Wi ssenschaf t und Praxi s 

bzw. es werden keine Vorschläge betreffend den Übertritt 

in außeruniversitäre Berufe erstattet. 

Die versch i edenen Verwendungen als Assistent wären 

daraufhin 

jet z t den 

zu überp rüf en , 

Anf orderungen 

wi e we i t sie nicht bereits 

außeruniversi tärer Berufe ge -

nügten. Soweit für solche Berufe bestimmte Praxiszeiten 

gefordert werden, sol I en die Berufsvorschriften die 

Anrechenbarkeit vergleichbarer Tätigkeiten als Assistent 

vorsehen. Das gilt u.a. für die freien Berufe sowie für 

bestimmte Tätigkeiten im öffentlichen Dienst (z. B. 

Lehramt an HTL, Handelsakademien, Handelsschulen, be­

triebswirtschaftl iche Fächer ) .  
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Darüber hinaus soll dem Assi stenten während seiner 

Bestellungsdauer Gelegenheit zum Erwerb von Qualifi­

kationen geboten werden, die ihm den Übertritt in andere 

Berufe erleichtern. Er soll G elegenheit erhalten, 

geforderte Praxiszeiten teilweise noch vor dem Aus­

scheiden aus dem Assistenten-Dienslrechtsverhältnis zu 

erwerben, und die Mögl ichkei t haben, sich auf Dienst­

und Berufsprüfungen vorzuberei ten und di ese Prüfungen 

abzulegen. 

10. Zu Artikel 111 (Überleitung der Assistenten) 

Durch Übergangsregel ungen soll der Erwartungshori zont 

nicht geschmälert werden. Es soll daher den im Amt 

befindlichen Assistenten die Wahlmöglichkeit zwischen 

der Anwendung der al ten und der neuen Rechtslage 

eingeräumt oder die al te Rechtslage gesichert werden. 

Die vorgeschlagenen Überleitungsregelungen werden u. a. 

auch deshalb abgelehnt, weil sie in einzelnen Univer­

sitäts- bzw. Hochschuleinrichtungen Mobilität und 

Fluktuation beseitigen und damit die Chancengleichheit 

der Generationen gefährden. 
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111. Vorschläge der Österreichischen Rektorenkonferenz für 

eine Neugestaltung des Hochschul lehrer-Dienstrechtes 

In der Anlage werden die Vorschläge der Österrei­

chischen Rektorenkonferenz für eine Neugestaltung des 

Hochschu I I ehrer-Di enst recht es üb e rm i t tel t . Da die 

Österreichische Rektorenkonferenz bisher in die 

Dienstrechtsverhandlungen nicht eingeschaltet gewesen 

ist, wird gebeten, die Vorschläge bei der endgültigen 

Ausarbeitung der Rechtsmaterie zu berücksichtigen. 

Rektor Univ. Prof. Dr.Christian BRÜNNER e.h. 

Stellvertreter des Vorsi tzenden der 
' Österreichischen Rektorenkonferenz 

Vorsi tzender der UOG - Kommission 

Wien, am 2 3.7.1986 

Anlage 
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A·IOIO WIEN .. [ ___ ... ' SCHOTTENGASSE I 

TELEPHON .3" U·O 

A N LAG E 

Vorschläge für eine Neugestaltung des 

Hochschullehrer-Dienstrechtes im Zusarrmenhang mit dem 

Entwurf des Bundeskanzleramtes vom 10. 1.1986 

Beschluß des Plenums 

anläßI ich der Plenarsitzung 

vom 18./19. 3.1986 in Graz 

Endredaktion durch das vom Plenum 
eingesetzte Redaktionskomitee, 

Baden 27 .4.1986 
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Die nachfolgenden Vorschläge verstehen sich als eine 

ausführl iche Diskussionsgrundlage der Österreichischen 

Rekt orenkonferenz zum Hochschu I I ehrer -Di enst recht. Si e 

bedürfen wei terer konkret i sierender Erörterung an den 

Universi täten und Kunsthochschul en und wei terer Di skus­

sion mit verschiedenen Institutionen und Gruppen. 

I .  Zusammenhang zwischen den Aufgaben der Universi täten 

und künstlerischen Hochschulen einerseits und dem 

Dienstrecht andererseits 

1. Die den Universitäten und künstlerischen Hochschulen 

übertragenen Aufgaben erfordern spezifische Struk­

turen, in denen jene Kenntnisse und Fähigkeiten 

gepflogen und entwickelt werden können, die für 

die optimale Erfüllung der Aufgaben in Forschung, 

Kunsterschließung und Lehre unerläßlich sind. 

Das Erforderni s aufgabenadäquater Strukturen hat 

auf Verfassungsstufe insowei t Anerkennung gefunden, 

als Artikel 17 und 17a Staatsgrundgesetz über 

die allgemeinen Rechte der Staatsbürger die Wissen­

schaft und Wissenschaftslehre sowie die Erschließung 

der Künste und Kunstlehre als frei erklären. 

Den Universitäten und künst lerischen Hochschulen 

ist durch Gesetze aufgetragen, der Forschung, 

der wi ssenschaf tl i chen Lehre, der Ersch li eßung 

der Künste und der Kunst lehre zu dienen. Dabei 

ist auch verantwortlich zur Lösung der Probleme 

der menschl ichen Gesell schaft sowie zu deren ge­

deihl icher Weiterentwicklung beizutragen. Ein 

besonders bedeutsamer Aufgabenbereich ist die 

Heranbildung des wissenschaftlichen und künstle-

ri schen Nachwuchses unter Wahrung der Chancengleich­

heit der Generationen. 
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2. Für die Erfüllung der den Universi täten und künst­

lerischen Hochschulen übertragenen Aufgaben gibt 

es unverzichtbare Voraussetzungen. Neben hoher 

Qualifikation und starkem Leistungswissen bedarf 

es des Ideenrei chtums und der Kreat ivi tät. Di e 

Anpassung der Strukturen an mi tunter rasch voran­

schreitende Entwicklungen sowohl in der Forschung 

und der Erschl ießung der Künste al s auch in der 

Gesellschaft ist unerläßlich. Dem Rekrutieren 

von I deen und deren Austausch sowi e dem Di skurs 

über die Grenzen von Lehrmeinungen, Methoden, 

Fächern, Staaten, Generat ionen hinweg und dessen 

Entfal tung kommen besondere Bedeutung zu. Dem 

Mut, an neuen und unkonventionellen Problemlösungen 

zu arbeiten, und der Bereitschaft zum Risiko muß 

Raum gegeben werden. Die Innovat ion, d. h. das 

Erkennen sich ändernder oder änderungsnotwendiger 

Bed i ngungen in Forschung, Kunst, Lehre und Gesel 1-
schaft und das Überlegen und Planen von Maßnahmen, 

um eine Anpassung an diese Bedingungen oder deren 

Änderung herbeiführen zu können, ist wichtig. 

Der Mot ivat ion der Forscher, Künst ler und Lehrer 

ist besonders Augenmerk zu schenken. 

3. I nsbesondere die Kreativität ist ein Merkmal wissen­

schaftlicher und künstlerischer Tätigkeit, die 

durch räumliche, zeit iche und institutionelle 

Reglement ierung nicht erzwungen werden kann, ein 

Faktor, der total er Spontani tät ausgel i efert ist. 

Aufgabeninadäquate Reglement ierung verhindert 

produktive wissenschaftliche und künstlerische 

Arbeit. Diese Arbeit ist einerseits prozeßorien -

t i e r t wa s Z e i tab I ä u fe z u u n b e s t i mmb are n Fa k tor e n 

macht und produktori ent i ert, was opt imal e Bedingun-

gen für das Umsetzen von Ideen zur Voraussetzung 

hat . Dienstrechtliche Ordnungsvorschriften, Pflichten 

und Aufsichtsbefugnisse haben diesen Sachverhalten 

Rechnung zu tragen. 
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4. Ein Gesetz, das die Kreativität räumlich, zeitlich 

und verwal tungstechni sch domest iziert, würde schwer­

wiegende Konsequenzen nach sich ziehen: entweder 

müßten zahl reiche Vorschriften zugunsten der Erhal­

tung wissenschaftlicher und künstlerischer Spitzen­

leistungen unbeachtet bleiben oder es müßte das 

Postulat, in den den Universitäten und künstlerischen 

Hochschulen übertragenen Aufgabenbereichen Spitzen­

leistungen zu erbringen, aufgegeben werden. Die 

Alternative Rechtsverletzung oder Verlust der 

Leistungskraft hätte zur Folge, daß qualifizierte 

Forscher und Künstler nicht an die Universitäten 

und künstlerischen Hochschulen kommen würden. 

Konsequenz dieses Sachverhal tes wäre wiederum, 

daß die wissenschaftliche und künstlerische Lehre 

an Qualität verlieren, die Forschung von den Univer­

si täten und Hochschulen wei ter abwandern und die 

Kunstszene eine empfindliche Verdünnung erfahren 

würde. Aufgabeninadäquate Dienstrechtsregelungen 

sind somi t bi Idungs -, forschungs- und kul turpol i­

tisch nicht verantwortbar. 

5. 0 i e n s t r e c h t I ich e B e s t i mmu n gen s i nd so zu g e s tal -

ten, daß die Aufgaben der Einrichtungen, denen 

die Dienstnehmer angehören, bestmöglich erfüllt 

werden können. Innerhalb dieses Rahmens ist für 

eine entsprechende soziale Sicherstellung der 

Dienstnehmer vorzusorgen . 

6. Nicht verkannt wird, daß auch Universitäten und 

künst leri sche Hochschulen einer Aufbau- und Ablauf -

organisation sowie einer Kontrolle der Aufgabener -

füllung bedürfen. Dienstrechtl iche Ordnungsvorschrif­

ten, ?flichten und Aufsichtsbefugnisse sind daher 

unerläß I ich, sie dürf�n frei I ich nicht aufgaben -

inadäquat ausgestal tet werden. Wei ters wi rd ni cht 

übersehen, daß das Dienstrecht den Dienstnehmern 

auch Schut z vor Wi I I kür des Di enstgebers und der 

Vorgesetzten gewährleisten muß. 
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7. Aufgaben müssen auch mi ttel - und langfristig geplant 

werden. Es ist daher eine hochschulpolitische 

Zielplanung (Entwicklungsplanung) unerläß I ich. 

Darüber hinaus bedarf es einer konkreten Aufgaberi­

entwicklungsplanung der einzelnen Universi täten 

bzw. Hochschule. Die Bedeutung, die einem Dienst­

recht al s Planungsinstrument zukommt, muß nachdrück­

I ich betont werden. Da Planung u. a. Daten über 

die Entwicklung entscheidungsrelevanter Sachver­

halte zur Grundlage haben muß, ist auch das Dienst­

recht auf entsprechendes Datenmaterial zu stützen. 

Es sind daher jene Daten betreffend Istzustand, 

Entwicklung und Sollzustand von Personal, Organisa -

t ion und Aufgaben vorzulegen, auf die ein zukünft iges 

Dienstrecht aufbauen muß, soll es die bestmögliche 

Erfüllung der Aufgaben der Universi täten bzw. 

Hochschulen gewährleisten. 

I I. Eigen es Hochschul lehrer-Dien strechtsgesetz 

1 .  Die Rektorenkonferenz fordert nach wie vor ein 

eigenes Dienstrecht für die bediensteten Ange­

hörigen der Universitäten und künstlerischen 

Hochschulen. Diese Angehörigen sind nicht nur 

Lehrer, sondern auch Forscher und Künstler. Sie 

haben Aufgaben zu erfüllen, die mit den im BOG 

geregel ten Verwal tungszweigen nicht vergl ichen 

werden können. Die I ntegration ins BOG führt 

auf dienstrechtlichem Gebiet zu einer aufgaben­

inadäquaten, sachl ich nicht gerechtfertigten 

Gleichschaltung. 
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2. Di e besonder� Aufgabensteilung der Universi täten 

und künst I eri schen Hochschu I en ei nsch ließ li ch 

deren verfassungsrechtlicher Fundierung in Art. 17 

und 17a StGG gebietet es, ein eigenes Dienstrechts-

gesetz für Forscher, Künst ler und Lehrer an Univer­

si täten und künst leri schen Hochschulen zu schaffen. 

Dies ist in der gleichen Weise gerechtfertigt 

wie das eigene Dienstrechtsgesetz für Richter 

( Richterdienstrechtsgesetz ) und das eigene, dienst­

rechtsähnl i che Gesetz für Organwal ter oberster 

Organe ( z. B .  Bezügegesetz ) , denn auch Richter 

oder Bundesminister und Landeshaupt leute haben 

eine besondere Aufgabensteilung einschi ießI ich 

deren verfassungsrecht li cher Fund i erung. 

I I I .  Au t on om i e 

Das Hochschullehrer-Dienstrecht ist so auszugestal­

ten, daß die Entscheidungsautonomie der Universi­

täten und Hochschulen in Personalangelegenhei ten 

ausgebaut wird und die aufsichtsbehördlichen Ent­

schei dungen des BMWF der Begründungspf licht in 

H i nb I i ck auf die 5 i cherung der bestmög lichen Auf­

gabenerfüllung und der Rechtmäßigkei t unterworen 

werden. 
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IV. Diens t rech t der Universi t ä t s- und Hochschul lehrer 

sowie des sons t igen wissenschaf t I  ichen und küns t ­

lerischen Personals 

1. Die Österreichische Rektorenkonferenz vertritt 

die Auffassung, daß ein Hochschullehrer-Dienst­

recht auf di e unterschi edl i chen Aufgaben der 

Universi täts- und Hochschuleinrichtungen, die 

dam i t im Zu samrnenhang steh end en un t er sch i ed I i ch en 

Aufgaben der Inhaber verschiedener Dienstposten-Ka-

tegorien sowie die daraus resul tierenden unter-

schi edl i chen Qual i f ikat i onserforderni sse und 

Laufbahnen Bedacht nehmen muß. Ferner ist der 

heute so dringende Austausch zwischen Wissenschaft 

bzw. Erschließung der Künste einerseits und Praxis 

anderersei ts, d.h. die Förderung des Einstiegs 

aus der Praxis in die Universi tät bzw. Hochschule 

und der Übergang von der Universi tät bzw. Hochschule 

in die Praxis zu berücksicht igen. 

2. Die lei tenden Grundsätze des nachfolgend vorge­

schlagenen Modells eines Dienstrechtes für Univer­

sitäts- und Hochschullehrer sowie für das sonstige 

wissenschaftliche und künstlerische Personal 

sind: 

a) Orient ierung an den Aufgaben der Universi täts­

bzw. Hochschuleinrichtung in Forschung, Er­

schließung der Künste, Lehre, Wissenschafts­

und Kunstmanagement und Verwal tung und den 

sich daraus ergebenden Erforderni ssenj 

b) den unterschiedlichen Erfordernissen Rechnung 

tragende, differenzierte Ausbildung und Förderung 

des wissenschaftlichen und künstlerischen 

Nachwuchses j 

c) Leistungsanreiz und Qual ifikationssteigerungj 
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d) ein auf die erbrachte Qual ifikation und auf 

die Aufgaben der Universi täts- bzw. Hochschul­

einrichtung abgestellte Verwendung; 

e) eine an den Aufgaben orient ierte Planung der 

Personal struktur im autonomen Bereich der 

einzelnen Universi täts- bzw. Hochschuleinrich­

tung. 

3. Für das Personal an Medizinischen Fakul täten 

sind dienstrechtl iche Sonderbestirrmungen erfor­

derlich; diese erstrecken sich auf alle Angelegen­

heiten, die sich direkt und unmi ttelbar auf die 

Pflege und Behandlung kranker Menschen beziehen 

sowie auf die wissenschaftlichen Arbeiten und 

Aufgaben im Rahmen des öf f en t lichen Gesundhe i t s­

wesens, die den K I  iniken und Instituten der Medi­

zini schen Fakul täten übertragen sind. 

In den nachfolgenden Ausführungen wi rd auf diese 

spezifischen Erfordernisse nicht Bedacht genorrmen. 

4. Von den Aufgaben der Universi täts- bzw. Hochschul­

einrichtung in Forschung, Erschl ießung der Künste, 

Lehre, Wissenschafts- und Kunstmanagement und 

Verwal tung her, sind die nachfolgend angeführten 

Kategorien des wissenschaftlichen und künstlerischen 

Personals, mi t Ausnahme der sonstigen Bediensteten 

erf order I ich. 

Es werden nur jene Kategorien genannt, deren 

Angehörige in einem Dienstverhäl tnis zum Bund 

stehen soll en . Di e Verwendungskat egori e-Bezei chnungen 

entsprechen nicht in allen Punkten der Eintei lung 

der Angehörigen von Universi täten bzw. Kunsthoch­

schulen, wie sie durch das UOG und die die Kunsthoch­

schulen betreffenden Organisationsvorschriften 

v 0 rg en orrmen we rd en . 
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a ) Studienassi stenten; zur nicht selbständigen 

und ni chteigenverantwort lichen Mi tarbei t in 

Forschung, Erschließung der Künste und Lehre; 

b ) Assistenten; zu einer gemäß der erreichten 

Qualifikation abgestuften und nach dem Laufbahn­

ziel sowie entsprechend den Aufgaben der Univer­

si täts- bzw. Hochschuleinrichtung schwerpunkt­

mäßig festgelegten, selbständigen und mi tver­

antwortlichen Mitarbeit in Forschung, Er-

s chi i e ß u n g der K ü n s t e, L ehr e und Ver wa I tun g ; 

c ) Universi tätsl ektoren; zur selbständigen und 

ei genverantwort lichen Mi tarbei t in der wi ssen-

schaf tl i chen Lehre; 

d ) Beamte im wissenschaftlichen und künstlerischen 

Betrieb; zur selbständigen und eigenverantwort-

lichen Mitarbeit im wissenschaftlichen und 

künst leri schen Betrieb und in der Verwal tung; 

e ) Bundes- und Vertragslehrer; zur Erfüllung 

von Aufgaben im Rahmen einer durch den Dienst­

vertrag nach Art und Umfang genau umschriebenen 

bzw. auf best immte Lehrveranstal tungen bezogenen 

Lehrbefugn i s; 

f ) Assi stenzprofessoren; zur selbständigen und 

ei genverantwort lichen Mi tarbei t in Forschung, 

Erschließung der Künste, Lehre und in der 

Ver wa I tun g ; 

g ) Außerordentliche Universitätsprofessoren; 

zur selbständigen und eigenverantwortlichen 

Tätigkeit in Aufgabenbereichen einer Universitäts­

einrichtung; 

h ) Ordentliche Universitäts- und Hochschulprofes­

soren; zur selbständigen und eigenverantwort­

lichen Tät igkei t in Aufgabenberei chen einer 

Universi täts- bzw. Hochschuleinrichtung. 

• 
• 
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5. Planstel I en-Kategorien 

Der St e I I enp I an des Bundes so I I - abgesehen von der 

Kategorie der sonstigen Bediensteten - folgende Plan-

st eil en auswei sen: 

a) S t ud i ena s si s t en t en 

b) Ass ist en t en 

c) Bundes- und Vertragslehrer 

d) Außerordentliche Universitätsprofessoren 

e) Ordentliche Hochschulprofessoren 

f) Ordentl iche Universitätsprofessoren 

Di e Zuwei sung von Planst el I en der Kategori e des 

"Assistenten" zu den Verwendungskategorien "Universi­

tätslektoren", "Beamte im wissenschaftlichen und 

künst I eri schen Bet ri eb" und "Assi st enzprofessoren" 

wi rd von den Universi täten bzw. Hochschulen und ihren 

Einrichtungen im autonomen Bereich durchgeführt. 

6. S t udienassisten t en 

An jeder Universi täts- bzw. Hochschuleinrichtung 

muß es je nach Größe, Aufgabensteilung und Zahl der 

Professoren-Planst el I en zwei oder mehr Di enstposten 

für Studienassistenten geben. 

Diese Planstellen können besetzt werden mit Studenten, 

die mindestens die 1. Diplomprüfung einer Studienrich­

tung mi t Erfolg abgelegt haben. Der Studienassi stent 

st halbtägig beschäftigt, sein Dienstverhältnis 

st auf ein Jahr beschränkt, es kann jewei I s um ein 

Jahr verlängert werden, endet aber spätestens mi 

Ablauf des vierten Jahres. Das Dienstverhältnis sollte 

mögl ichst flexibel gestaltet werden können. 
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Das Dienstverhäl tnis eines Studienassi stenten dient 

der unterstützenden, nichtselbständigen und nicht 

eigenverantwortlichen Mitarbeit in der Forschung, 

Erschl ießung der Künste und Lehre, der wi ssenschaft­

lichen Ausbildung des Studienassistenten im Sinne 

der Förderung des wi ssenschaf tl i chen und künst I eri schen 

Nachwuchses sowie der Erprobung, ob er zur Übernahme 

auf die Planstelle eines Assistenten geeignet ist. 

Die Planstellen für Studienassistenten dürfen nicht 

in Dienstposten für Assi stenten umgewandel t werden, 

dami t den Universi täts- und Hochschuleinrichtungen 

ständig die notwendige Anzahl von Mi tarbei tern dieser 

Planstellen-Kategorie zur Verfügung steht. 

I m  Sinne einer größtmögl i chen F I  exibi I i tät soll te 

überlegt werden, die Planstellen-Kategorie "Studien­

assistent" überhaupt abzuschaffen; es sollte den 

Universi täts- bzw. Hochschuleinrichtungen das Recht 

eingeräumt werden, entsprechend den Aufgaben einer 

Universi täts- bzw. Hochschuleinrichtung Studien-

assi stenten mi t den dafür zur Verfügung gestell ten 

Budgetmitteln zu beschäftigen . 

7. Ass ist en t en 

a ) Personalstrukturplanung 

Vor der Aufnahme eines Assi stenten bzw. bei Aus­

schreibung der Planstelle ist durch die Budget­

kommission auf Vorschlag des Institutsvorstandes 

( bei Kunsthochschulen: durch das Abtei lungskolle­

gium bzw. Gesamtkollegium auf Vorschlag des Leiters 

der zuständigen Studi eneinri chtung ( Klasse) ; bei 

der Akademie: durch das Akademiekollegium auf 
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Vorschlag des Lei ters der Studieneinrichtung) 

ausgehend von den Aufgaben der Einrichtung anzugeben, 

ob die Tätigkei t des Assistenten der Vorberei tung 

auf eine spätere ( defini tive) Verwendung al s 

Assistenzprofessor, Universi tätslektor oder Beamter 

im wissenschaftlichen und künstlerischen Betrieb 

dienen sol I oder ob auf Grund der Aufgaben der 

Einrichtung das Dienstverhäl tni s nach Ablauf der 

unter Punkt b) bzw. c) genannten Fri sten ausläuft 

b) Dienstverhäl tnis auf Probe ( probewei ses Dienstver­

hältnis) : 

Voraussetzung für die Aufnahme in das Dienstver­

häl tni s auf Probe ist der Abschluß eines Hochschul-

studiums einer Studienrichtung. 

Das Dienstverhältnis auf Probe dauert 4 Jahre. 

Das Di enstverhäl tn i s auf Probe di ent der wi ssenschaf t­

lichen bzw. künstlerischen Weiterbildung, der 

mi tverantwort I ichen Mi tarbei t in Forschung, Er-

s chi i e ß u n g der K ü n s t e, L ehr e und Ver wa I tun g so wie 

der Erprobung, ob der Assi stent auf Probe die 

Qualifikation zur Übernahme in ein provisorisches 

Dienstverhäl tni s erworben hat und ob er die Fähig­

kei ten zur Erfüllung der Aufgaben besi tzt, di e 

der Universi täts- bzw. Hochschuleinrichtung, der 

er er zugeordnet ist übertragen sind. 

Mi t der Aufnahme in ein Dienstverhäl tni s auf Probe 

übernimmt die Universi täts- bzw. Hochschuleinrich­

tung die Verantwortung dafür, daß dem Assistenten 

durch seine Tätigkeit die Möglichkeit zur wissen­

scha f tl i chen und kün st I er ischen We i t erb i I dung 

und zur Erbringung der Qualifikationen, die für 

seine Tätigkei t notwendig sind, gegeben wi rd. 
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c) Provi sori sches Dienstverhäl tni s 

Voraussetzung zur Übernahme bzw. zur Aufnahme 

in ein provisorisches Dienstverhältnis ist das 

Doktorat in einer einschlägigen Studienrichtung 

bwz. einer gleichzuha! tenden künst ieri schen Lei stung, 

Das prov i sori sche Di enstverhäl tni s dauert 6 Jahre; 

es kann auf Antrag des Assi stenten durch die Per­

sonalkommission ( bei Kunsthochschulen: durch das 

nach Organisat ionsrecht zuständige Organ) in be­

sonderen Fäll en um zwei Jahre verlängert werden. 

Da s pr ov iso r i s ch e 0 i en s t v e rh ä I t n i s dien t der sei b -

ständigen und eigenverantwort lichen Mi tarbei t 

in der wi ssenschaf tl i chen Forschung bzw. der Er­

schließung der Künste und/oder in der wissenschaft­

lichen ( künstlerischen) Lehre und/oder im Wissen­

schafts ( Kunst-) management und in der Verwal tung 

sowie der Weiterbildung des Assistenten im Hin-

bl ick auf eine spätere Verwendung al s Assistenz­

professor, Universi tätslektor oder Beamter im 

wissenschaftlichen und künstlerischen Betrieb 

bzw. der wissenschaftlichen ( künstlerischen) Aus­

bildung für einen außeruniversitären Beruf. 

Die Personalkommission hat auf Vorschlag des Inst i­

tutsvorstandes ( bei Kunsthochschul en: des ,zuständigen 

Organ�� auf Vorschlag des Lei ters der Studienein­

richtung) zu Beginn des provi sori schen Dienstver-

häl tni sses di e Di enstpf lichten des Assi stenten 

so festzulegen, daß sie den Aufgaben der Einrichtung 

entsprechen und dem Assistenten die Mögl ichkeit 

geben, durch ihre Erfüllung die notwendigen Qual ifi­

kationen zur Übernahme in ein definitives Dienstver­

häl tni s bzw. für eine entsprechende Tät igkei t 
außerhalb der Universität ( Hochschule) zu erbringen. 
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I n  den Rechtsvorschriften für außeruniversitäre 

Berufe ( insbesondere öffentlich-rechtliche Dienst­

verhältnisse, freie Berufe ) ist festzulegen, welche 

der von einem Assi stenten erworbenen Qual i f ika-

t ionen im Rahmen der betreffenden außeruniversi tären 

Grundausbi Idung anzurechnen sind. 

Diente der Ausschreibung gemäß das provi sori sche 

Dienstverhältnis überwiegend der wissenschaftlichen 

( künstlerischen ) Tätigkeit in Forschung, Erschließung 

der Künste und Lehre, so hat der Assi stent durch 

die Habilitation und durch sonstige wissenschaft­

liche Leistungen bzw. einer gleichzuhaltenden 

künstleri schen Lei stung, wie durch den Nachweis 

erfolgreicher Praxis in der wissenschaftlichen 

( künst lerischen ) Lehre beim Ablauf des Dienstver-

hältnisses seine Qualifikation zu beweisen . 

Diente der Ausschreibung gemäß das provisorische 

Dienstverhältnis überwiegend der wissenschaftlichen 

Lehre, so hat der Assistent durch den Nachweis 

erfolgreicher Praxis in der wissenschaftlichen 

Lehre sowi e der theoret ischen Beschäf ti gung mi t 

Fragen der Hochschuldidakt ik beim Ablauf des Dienst­

verhältnisses seine Qualifikation zu beweisen . 

Diente der Ausschreibung gemäß das provi sori sche 

Dienstverhäl tnis überwiegend der Verwal tung, so 

hat der Assi stent durch erfolgreiche Praxis in 

der wissenschaftlichen ( künstlerischen ) Verwaltung 

und Organi sat ion und durch die bestandene Beamten­

dienstprüfung beim Ablauf des Dienstverhäl tnisses 

sei ne Qua li f i ka ti on nachzuwe i sen. 

Wi rd der entsprechende Nachweis nicht erbracht, 

endet das Dienstverhältnis nach 6 bzw . 8 Jahren . 

Es kann in diesem Fall auf Antrag des Assistenten 
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durch die Personalkommission ( bei Kunsthochschulen: 

durch das nach Organisationsrecht zuständige Organ ) 
um ein Jahr verlängert werden, dami t außeruniversi­

täre Berufsqual ifikationen erworben werden können. 

d ) Definitives Dienstverhältnis 

Nach dem provi sorischen Dienstverhäl tnis wi rd 

ein Assistent - nach Maßgabe der Entscheidung 

gemäß Punkt a ) - bei Vorl iegen der sonstigen Voraus-

setzungen, auf Antrag der Personalkommission ( bei 

Kunsthochschulen: auf Antrag des nach Organisations­

recht zuständigen Organs ) durch den Bundesminister 

für Wissenschaft und Forschung in das defini t ive 

Dienstverhäl tnis übernommen und ernannt als 

1. Assistenzprofessor, 

2. Universitätslektor, 

3. Beamter im wissenschaftlichen und künstlerischen 

Bet rieb. 

8. Un iversitätslektor 

Voraussetzung für die Ernennung zum Universitätslektor 

st, neben dem Vorliegen aller sonstigen dienstrecht­

ichen Voraussetzungen, die Bewährung in der wissen­

schaftlichen L ehre sowie die - durch entsprechende 

Arbei ten nachzuweisende - theoret ische Beherrschung 

des Gebietes der Hochschuldidakt ik. 
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Der Universi tätsl ektor erfüll t seine Di enstpf lichten 

in der wissenschaftlichen Lehre (einschließlich der 

Prüfungstätigkei t ) im Rahmen der Studienpläne selbstän­

dig und eigenverantwort I ich. Das Ausmaß der Lehrver-

pfl ichtung wi rd vom Bundesminister für Wissenschaft 

und Forschung festgelegt. Darüber hinaus kann der 

Universi tätslektor vom Lei ter der Universi tätsein-

ri chtung, der er zugeordnet ist, zur Übernahme von 

Aufgaben, die mi t der wi ssenschaft I ichen Lehre zusammen­

hängen, herangezogen werden. 

9. Beamte im wissenschaft I ichen und künstlerischen Betrieb 

Voraussetzung für die Ernennung zum Beamten im wi ssen­

schaftlichen und künstlerischen Betrieb ist, neben 

dem Vorliegen aller sonstigen dienstrechtlichen Voraus ­

setzungen, die Bewährung in der wissenschaftlichen 

und künst lerischen Verwaltung und Organisation sowie 

die erfolgreiche Ablegung der Beamtendienstprüfung. 

Der Beamte im wissenschaftlichen und künstlerischen 

Betrieb erfüllt seine Dienstpflichten verantwortlich 

auf dem Gebiet der Verwal tung und Organisat ion nach 

Anwei sung des Lei ters der Einrichtung im Rahmen der 

Aufgaben dieser Einrichtung in der wissenschaftlichen 

Forschung, Erschl ießung der Künste und Lehre. Er 

kann zur Dienst leistung der gesamten Einrichtung 

oder ganz bzw . tei I wei se einer Abtei lung zugeordnet 

werden. Die Entscheidung darüber fällt die Personal­

kommi ssi on nach Anhörung des Inst i tut svorstandes 

(bei Kunsthochschulen: das zuständige Organ auf Vorschlag 

des Lei ters der Studi eneinri chtung) . 
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10. Bundes- und Vertragslehrer 

Voraussetzung für die Aufnahme ist ein abgeschlossenes 

Universi täts- bzw. Hochschul studium einer einschlägigen 

Studienrichtung sowie der Nachweis der pädagogischen 

Eignung und Erfahrung ( Bewährung). 

Die Bundes- und Vertragslehrer erfüllen im Rahmen 

der Studienpläne selbständig und eigenverantwort­

lich Lehraufgaben in wissenschaftlichen und 

künstlerischen Fächern. I hre Lehrbefugnis wird durch 

den Dienstvertrag nach Art und Umfang genau umschrieben, 

ihre Lehrbefugni s ist auf best immte Lehrveranstal tungen 

bezogen. 

Vom Leiter der Universitäts- bzw. Hochschuleinrichtung 

können sie zur Erfüllung von Aufgaben bei der Betreuung 

der Studi erenden und bei der Organisat ion des Lehr-

und Prüfungsbetriebes herangezogen werden. 

11. Assistenzprofessor 

Voraussetzung für die Ernennung zum Assistenzprofessor 

ist, neben dem Vorliegen aller sonstigen dienstrecht-

I ichen Voraussetzungen, die Habi I itation für ein 

Fach oder für ein selbständiges Teilgebiet eines 

Faches. 

I n  der Forschung und Lehre (einschi i eß I ich der 

Prüfungstätigkeit) ist der Assistenzprofessor in 

seinen Rechten und Pflichten den ordentlichen und 

außerordentl ichen Universitätsprofessoren gleichge­

stellt. 

Der Assi stenzprofessor erfüll t seine Pf lichten in 

Forschung und Lehre selbständig und eigenverantwort-

I ich im Rahmen seiner Venia nach Maßgabe der Studienvor­

schriften. Er kann zum Leiter einer Abteilung bestellt 
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werden und zur Mitarbeit in der Verwaltung herange­

zogen werden. Er hat das Recht, bei seiner Tät igkei t 

in Forschung und Lehre von Studienassi stenten unter­

s t ü t z t zu we rd en • 

12. Außerorden t l  iche Universi t ä t sprofessoren 

Außerordent li che Universi tät sprofessoren werden 

nach Ausschreibung der Planstelle auf Vorschlag 

des zuständigen Organs der Universi tät ernannt . 

I hr Dienstverhältnis ist vom Anfang an definitiv . 

I hre Aufgaben umfassen die Forschung, die L ehre 

einschließlich der Prüfungstätigkeit sowie die Ver­

waltung im Bereich der Universitätseinrichtung, 

der sie zugeordnet sind. Sie erfüllen ihre Aufgaben 

in Forschung und Lehre auf dem durch ihre venia 

bezeichneten Gebiete selbständig und eigenverantwort-

I ich . 

Außerordent li che Universi tätsprofessoren können 

zum Leiter einer Abteilung ernannt und zum I nstitutsvor­

stand gewähl t werden . Auch außerhalb dieser Funkt ionen 

können ihnen vom L ei ter der Universi tätseinrichtung 

Aufgaben übertragen werden . 

Unter der Voraussetzung der Einhai tung des im § 
31 Abs . und 2 UOG normierten Ernennungsmodus (Zu-

weisung von Planstellen für außerordentl iche Universi­

tätsprofessoren an die Universitätseinrichtungen; 

Ausschreibung und berufungsähnl i ches Ernennungsver-
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fahren) tritt die Österreichische Rektorenkonferenz 

dafür ein, das Dienstrecht der ordentlichen und 

'außerordentlichen Universitätsprofessoren, mit Ausnahme 

des Inst i tut s der Emeri ti erung und der aufgrund 

der organ isa tor ischen St e I I ung sich ergebenden Besonder-

heiten, gleich zu gestalten. Der Entwurf des BKA 

vom 10.1.1986 (z. B. die §§ 17 1 und 172) trägt diesem 

Postulat nicht hinreichend Rechnung. 

I m  Sinne der Stärkung des transnat ionalen Personalver­

kehrs muß die österreichi sche Staatsbürgerschaft 

al s Ernennungserforderni s zum außerordent lichen 

Universi tätsprofessor gestrichen werden. 

Um qualifizierten Assistenten eine weitere Karriere 

zu eröffnen, sind andere Vorkehrungen zu treffen, 

als die ao. Universitätsprofessur quasi als Laufbahn­

stufe zu handhaben. Die Österrei chische Rektoren­

konferenz spricht sich z. B. dafür aus, das Emeritierungs­

al ter für ordent li che Universi tätsprofessoren herabzu­

setzen (siehe unten Punkt 13). Darüber hinaus schlägt 

sie die Verwendungskategorie Assi stenzprofessor 

vor (vgl. oben Punkt 11) . 

13. Ordentl iche Un iversitäts- bzw. Hochschulprofessoren 

Ordentliche Universitäts- bzw. Hochschulprofessoren 

werden nach Ausschreibung der Planstelle auf Vorschlag 

des zuständigen Organs der Universi tät bzw. Hochschul e 

ernannt. I hr Di enstverhäl tn i s ist vom Anfang an 

def ini t iv. 

I hre Aufgaben umfassen die Forschung bzw. die Er­

schi ießung der Künste, die wissenschaftl iche bzw. 
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künst I eri sche Lehre einschi i eß I ich der Prüfungstät igke i t 

sowie die Verwal tung im Bereich der Universi täts-

bzw . Hochschuleinrichtung, der sie zugeordnet sind. 

Si e erfüll en ihre Aufgaben in der Forschung bzw . 

in der Erschließung der Künste und in der Lehre 

auf dem gesamten Gebiet ihres wissenschaftlichen 

bzw . künstleri schen Faches selbständig und eigenver-

antwortlich . 

Ordentl iche Universitätsprofessoren können zum Leiter 

e iner Abtei lung ernannt und zum I nst 1 tutsvorstanc:i 
gewähl t werden. 

Ordentliche Hochschulprofessoren sind Le iter von 

Klassen bzw. Meisterschulen oder Lei ter bzw. Vorstände 
von Ins t i tut en • 

Das Di enstverhäl tni s eines Ordent I i ehen Univers i tät s­

bzw. Hochschulprofessors endet mi t der Eme r i  t i erung. 

In H i nbl i ck auf di e Notwend igkei t einer Erhöhung 

der Erneuerungsquote bei den ordent I i ehen Professore:� 

5011 te das Emeri t i erungsal ter aut" das 68. Lebensjanr 

herabgesetzt werden und 5011 ten An re i ze für eine 

Emeri ti erung mi t dem 65. Lebens j ah r vorgesehen werden. 

V. Übergangsbestimmungen 

Dureh Übergangsregelungen sol 

ni cht geschmälert werden. Es 

der Erwartungshori zant 

st daher den im Amt 
Sef indl i chen di e Wahlmögl i chkei t zwi schen de r Anwendung 

der al ten und der neuen Rechtslage einzuräumen oder 

d:e alte Rechtslage zu si chern . 
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